
Erklärung des Deutschen Gewerkschaftsbundes  
zum Antikriegstag: 1. September 2020

NIE WIEDER KRIEG! IN DIE ZUKUNFT  
INVESTIEREN STATT AUFRÜSTEN!

ür uns Gewerkschaften ist der Antikriegstag 
2020 ein besonderer Tag der Mahnung und des  
Erinnerns. Das Ende des Zweiten Weltkriegs und 

die Befreiung Europas und der Welt vom Faschismus jäh-
ren sich zum 75. Mal. Mit seinem Überfall auf Polen riss  
Nazi-Deutschland 1939 die Welt in den Abgrund eines 
bestialischen Krieges, der unermessliches Leid über 
die Menschen brachte und 60 Millionen Tote forderte.  
75 Jahre nach Kriegsende liegt es an uns, die Erinnerung an 
diese zahllosen Toten wachzuhalten und der Millionen von  
Holocaust-Opfern zu gedenken, die von den Nazis ermor-
det wurden. Und wir müssen die Erinnerung daran wach-
halten, dass Deutschland angesichts der Menschheits-
verbrechen der Nazis besondere Verantwortung für den 
Frieden trägt. Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 
So lautet unumstößlich die Lehre, die wir Gewerkschaften 
aus der Geschichte gezogen haben – und für die wir uns 
heute wieder mit all unserer Kraft stark machen müssen. 

Wir erleben derzeit den internationalen Abgesang auf eine 
Politik der Abrüstung, Entspannung und Zusammenarbeit 
und auf eine neue multilaterale Weltordnung, die wir nach 
dem Fall des Eisernen Vorhangs erhofft hatten. Stattdessen 
leben wir in einer Welt, die immer stärker aus den Fugen 
gerät. Nationalismus und Militarismus greifen wieder um 
sich und setzen eine neue Spirale der Aufrüstung in Gang. 
75 Jahre nach dem Abwurf der Atombomben über Hiroshi-
ma und Nagasaki im August 1945 erreicht der nukleare 
Rüstungswettlauf ungeahnte Ausmaße. Alle neun Atom-
mächte stecken Unsummen in die Modernisierung ihrer 
Nukleararsenale und Anfang des nächsten Jahres könnte 
mit dem russisch-amerikanischen „New Start“-Vertrag das 
letzte verbliebene Rüstungskontrollregime für Atomwaffen 
auslaufen. Auch deshalb ist es nicht hinnehmbar, dass die 
deutsche Bundesregierung sich weiterhin weigert, den UN-
Vertrag über das Verbot von Atomwaffen zu unterzeichnen. 

Welche Dimensionen das Wettrüsten inzwischen erreicht 
hat, zeigen die aktuellen Zahlen. Die globalen Rüstungsaus-
gaben belaufen sich inzwischen auf 2 Billionen US-Dollar. 
Die deutsche Bundesregierung spielt dabei eine unrühm-
liche Vorreiterrolle. Deutschland ist nicht nur viertgrößter  
Rüstungsexporteur weltweit, sondern ist bei den Ländern 

mit den meisten Rüstungsausgaben auf den siebten Platz 
vorgerückt. Wenn die Bundesregierung die NATO-Zielvorga-
be erfüllen würde, zwei Prozent des deutschen BIP für Vertei-
digung auszugeben, so könnte dies eine weitere Erhöhung 
des Wehretats um mehr als 20 Milliarden Euro bedeuten. 

Die Corona-Krise führt drastisch vor Augen, wie verant-
wortungslos diese Geldverschwendung ist. Besonders 
deutlich zeigt sich dies im Globalen Süden. So sind etwa 
in vielen Ländern Lateinamerikas große Bevölkerungsteile 
schutzlos dem Virus ausgesetzt, weil es an einer flächen-
deckenden Gesundheitsversorgung fehlt und die dortige 
Zwei-Klassen-Medizin Angehörige der Ober- und Mittel-
schicht privilegiert. Gleichzeitig sind die Rüstungsausgaben 
in der Region in jüngster Zeit stark angestiegen – Geld, 
das für den dringend nötigen Ausbau der Gesundheits- 
und Sozialsysteme fehlt. Aber auch im Falle Deutschlands 
legt die Corona-Krise schonungslos offen, wie gravierend 
die Fehlverteilung öffentlicher Mittel ist. Im Bundeshaus-
halt 2020 waren ursprünglich 12 Prozent der Ausgaben 
für den Verteidigungsetat vorgesehen, während nur ein 
Drittel davon in das Gesundheitssystem fließen sollte. 

Es ist höchste Zeit, das Ruder herumzureißen! Die Pande-
mie, der Klimawandel, die Digitalisierung – all diese gewal-
tigen Herausforderungen bedrohen den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und vergrößern die soziale Ungleichheit. 
Wir müssen gegensteuern! Dafür sind neben einem star-
ken und solide finanzierten Sozialstaat immense öffentliche 
Investitionen nötig – in Gesundheit und Pflege, in unser 
Bildungssystem, in eine sozial-ökologische Gestaltung der 
Energie- und Verkehrswende, in die kommunale und digita-
le Infrastruktur und in den sozialen Wohnungsbau. Deshalb 
fordern wir die Bundesregierung auf, sich endgültig von der 
Zwei-Prozent-Vorgabe der NATO zu lösen und die für Rüs-
tungsausgaben vorgesehenen Mittel in ein sozial gerechtes 
Deutschland und Europa mit nachhaltigen Zukunftsper-
spektiven zu investieren.

Um dieser Forderung politischen Nachdruck zu verleihen, ruft 
der DGB als Partner der Friedensinitiative „Abrüsten statt 
Aufrüsten“ (https://abruesten.jetzt) öffentlich dazu auf, sich 
am diesjährigen Antikriegstag mit zahlreichen Aktionen zu 
beteiligen.

Verantwortlich: DGB-Bundesvorstand, Konrad Klingenburg / Thomas Fischer
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Bremer Aufruf zum
1. September 2020 - Antikriegstag in Bremen

Erstunterzeichner*innen Bremer Aufruf Antikriegstag 2020
Doris Achelwilm, MdB, Die LINKE; Sascha Aulepp, Landesvorsitzende SPD; Prof. Dr. Michael Börgerding, 
Intendant Bremer Theater; Libuse Cerna, Vorsitzende Bremer Rat für Integration; Prof. Dr. Wolfram Elsner, 
ehemaliger Konversionsbeauftragter des Senats; Dr. Harald Ginzky, SPD-AK Klimawandel, Umweltschutz, 
Nachhaltiges Wirtschaften; Arno Gottschalk, MdBB; Prof. Dr. Rudolf Hickel, Wirtschaftswissenschaftler;  
Dr. Klaus Hübotter; Mirko Kruse, Ökonom, wissenschaftlicher Mitarbeiter; Doris Hülsmeier, Gesamtpersonalrats- 
Vorsitzende Bremen; Dr. Thomas Köcher, Landeszentrale für politische Bildung Bremen; Radek Krolczyk, 
Galerist; Dr. Bernd Kuschnerus, Schriftführer der Bremischen Evangelischen Kirche; Willi Lemke; Ekkehard 
Lentz, Sprecher Bremer Friedensforum; Peter Lüchinger, Schauspieler; Dieter Nickel, NGG Bremen; Franziska 
Pausch, wissenschaftliche Mitarbeiterin am Alfred-Wegener-Institut; Martin Rode, Geschäftsführer BUND,  
Landesverband Bremen; Dominic Schlobohm, EVG-Jugend, Landesverband Bremen; Dittmar Schütt, Friedens-
beauftragter der Bremischen Evangelischen Kirche; Prof. Dr. Dieter Senghaas, Friedensforscher; Prof. Dr. Eva 
Senghaas-Knobloch, Friedensforscherin; Jan Eric Ströh, GEW Bremen; Andreas Weitz, EVG-Landesverband 
Bremen; Markus Westermann, ver.di Bremen

Kundgebung zum Antikriegstag in Bremen 
Dienstag, 1. September 2020,
11.55 Uhr (fünf vor zwölf), vor dem Denkmal Altmannshöhe, Wallanlagen hinter der Kunsthalle
Es sprechen:
Markus Westermann, ver.di
Andreas Bovenschulte, Bürgermeister
im Kulturprogramm: Peter Lüchinger und Willy Schwarz
Moderation: Barbara Heller, Bremer Friedensforum
Link: https://www.bremerfriedensforum.de/1284/aktuelles/Bremer-Aufruf-zum-1-September 
-2020-Antikriegstag-in-Bremen/
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Vor 75 Jahren konnte die Anti-Hitler-Koalition den deutschen Faschismus niederringen und den Zweiten  
Weltkrieg beenden. „Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus“ – diese Grundüberzeugung der Völker nach 
1945 wiederholt der Aufruf des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum 1. September 2020. Diese Forderung 
unterstützen wir nachdrücklich. Wie der DGB halten wir eine Steigerung der Rüstungsausgaben vor dem  
Hintergrund der Klimakrise und in Corona-Zeiten für unverantwortlich und inakzeptabel. Gemeinsam mit  
ihm fordern wir daher, das Ziel der prozentualen Steigerung der Militärausgaben am Bruttoinlandsprodukt  
aufzugeben, zumindest mittelfristig die Rüstungsausgaben zu senken und die frei werdenden Mittel für eine 
sozial gerechte und klimaverträgliche Gesellschaft einzusetzen.

Wir fordern von der Bundesregierung, auf jede atomare Teilhabe zu verzichten und sich für die Verlängerung 
des New-Start-Vertrags, für den Erhalt des Teststoppvertrags und den Beitritt zum UN-Atomwaffenverbots- 
vertrag einzusetzen. Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) hat sich am 7. Dezember 2017 per Beschluss 
dafür ausgesprochen, dass die Bundesregierung den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet. Wir rufen alle 
Bremer Bürgerschafts- und Bundestagsabgeordnet*innen auf, sich dafür mit Nachdruck einzusetzen.  
Die rot-grün-rote Landesregierung und den Bremer Bürgermeister Andreas Bovenschulte fordern wir auf, sich 
für eine schrittweise Konversion der Bremer Rüstungsindustrie unter Berücksichtigung der sozialen Aspekte 
einzusetzen.


